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Die Kommission zur Vorberatung der PI „Anpassung der Finanzkompetenzen“ behan-
delte die Vorlage in drei Sitzungen und dankt den Vertretern des Departementes für Fi-
nanzen und Soziales für die Begleitung der Verhandlungen. Weiter wurde von der Kom-
mission ein externes Vernehmlassungsverfahren durchgeführt. 
 
 
Zusammenfassung der Ergebnisse 
 

Der Genehmigung der Vorlage durch die Kommission wird mit 11:1 Stimmen bei 0 Ent-
haltungen zugestimmt.  
 
Die Kommission beschliesst mit 12:0 Stimmen bei 0 Enthaltungen dem Grossen Rat die 
Vorlage zur Genehmigung zu beantragen.  
 
Der Entscheid zur Verfassungsänderung unterliegt der Volksabstimmung. 
 
Die Kommission hat schliesslich die Fassung in der Stellungnahme des Regierungsra-
tes vom 20. August 2024 übernommen. 
 
Allgemeines 
 
Die Finanzkompetenzen sind seit dem Ende des letzten Jahrtausends auf der heutigen 
Höhe. In der Zwischenzeit gab es einige Entwicklungen. Namentlich in den Thurgauer 
Gemeinden und Städte sind diese Kompetenzen zum Teil stark gestiegen und nun eini-
ges höher. Im Vergleich mit anderen Kantonen liegt der Kanton Thurgau im Mittelfeld. 
Es besteht aber ein Ungleichgewicht zwischen den Finanzkompetenzen der Kantone 
sowie zwischen Kanton und Gemeinden im Thurgau.  
 
Zur Diskussion führen auch die Einlagen in Spezialfinanzierungen. Wenn ein Gesetz 
über die Kantonsverfassung hinausgehende Finanzkompetenzen für den Grossen Rat 
oder den Regierungsrat festschreibt, gelten diese erweiterten Finanzkompetenzen. Re-
gierungsrat und Grosser Rat tragen somit dem Gesetz Rechnung. Indem der Gesetzes-
geber, gestützt auf die Verfassung, ein Gesetz erlässt, ist der Regierungsrat ermächtigt, 
dies so umzusetzen.  

 
Die Erhöhung, welche in der PI vorgeschlagen wurden, führten bereits bei der Diskus-
sion im Grossen Rat zu ausgedehnten Diskussionen. Die Sprecher zusammen mit der 
Regierung waren sich bereits damals einig mit den 10, respektive 5 Millionen Franken 
sind die Kompetenzen zu hoch angesetzt.  
 
Der Regierungsrat hat in seiner Vernehmlassung vorgeschlagen, die heute geltenden 
Kompetenzen im Sinne einer Modifikation zu verdoppeln. 
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In der Parlamentarische Initiative wurde auch die Finanzdelegation angesprochen. Je-
doch blieb die Parlamentarischen Initiative in dieser Beziehung ohne Vorschlag. Das 
wäre nach GOGR erforderlich. Aus diesem Grund hat der Regierungsrat diesen Punkt 
in seinem Vorschlag nicht aufgenommen. Die Kommission entschied nach geführter 
Diskussion, in der Kantonsverfassung eine Präzisierung vorzunehmen. Eine Parlamen-
tarische Initiative hat den Vorteil, dass es sich um das schärfste Mittel gegenüber dem 
Regierungsrat handelt. Der Regierungsrat unterbreitet dann aber keine Botschaft, son-

dern eine Stellungnahme. Die Federführung ist beim Grossen Rat bzw. bei der einge-
setzten Kommission. 
 
Die Kommission hat mit Unterstützung des Departementes für Finanzen und Soziales 
auch eine externe Vernehmlassung durchgeführt. Die vorgeschlagenen Änderungen, 
welche schon in der Stellungnahme der Regierung vorgeschlagen wurden, wurden 
durchwegs positiv aufgenommen. 
 
 
Eintreten 
 
Das Eintreten wird mit 13 Ja zu 1 Nein Stimmen beschlossen. 
 
 
Detailberatung 
 
Die Kommission hat schliesslich die Fassung aus der Stellungnahme des Regierungs-
rates vom 20. August 2024 übernommen und einen neuen Abs. 4 zur Finanzdelegation 
geschaffen. 
 
§ 23 Abs. 1 - 3 

Es liegen zwei Konzepte vor: Dasjenige aus der PI und das von der Regierung mit je-
weils der Hälfte der Höhe der Kompetenzen. Die Kommission entschied sich mit 13 
Stimmen für die Variante Regierung. 1 Stimme erhielt die Parlamentarische Initiative. 
Damit wurde die Variante Regierung im Sinne einer Modifikation weiter vertieft und dis-
kutiert. 
 
Nach umfangreicher Diskussion wird keine Veränderung an den Abs. 1 – 3 gemäss 
Vorschlag des Regierungsrates vorgenommen. 
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§ 23, Abs. 2 

Es wurde der Antrag gestellt, die Unterschriftenzahl für ein Referendum von 2'000 auf 
1'500 zu reduzieren. Grossmehrheitlich wird festgestellt, dass dieser Antrag nicht Ge-
genstand der PI war. Deshalb sollte schon aus formellen Gründen nicht darauf eingetre-
ten werden.  
 
Der Antrag wird mit 1 Ja und 13 Nein Stimmen abgelehnt. 
 

§ 23 Abs. 4 

Aufgrund der Diskussionen über die „Finanzdelegation“ erarbeitete die Regierung auf 
Wunsch der Kommission ein Grundlagenpapier „Verfassungsrechtliche Norm Finanz-
delegation“. Dieses enthält Abklärungen zu verschiedenen Kantonen. 7 von 26 Kanto-
nen haben Bestimmungen zur Finanzdelegation in ihrer Verfassung, wobei sich die 
Bestimmungen in ihrem Ausmass unterscheiden. Nach geführter Diskussion entschied 
die Kommission bei 2 Nein-Stimmen grossmehrheitlich für die Aufnahme einer Formu-
lierung in die Verfassung mit folgendem Wortlaut: 
 
4 Das Gesetz kann dem Grossen Rat oder dem Regierungsrat die endgültige Befugnis 
zu Ausgaben übertragen, sofern die Ermächtigung auf ein bestimmtes Gebiet be-

schränkt ist. Ermächtigungen des Regierungsrates müssen betreffend Inhalt und Um-

fang im Gesetz bestimmt werden. 
 
Der erste Satz beinhaltet die generelle Ermächtigung an das Parlament oder die Regie-
rung. Eigentlich handelt es sich hierbei um eine Beschneidung der direkten Demokratie, 
weil man diese Kompetenz vom Volk zur Legislative oder sogar der Exekutive ver-
schiebt. Der zweite Satz geht auf diesen Unterschied zwischen Legislative und Exeku-
tive ein: Wenn es eine Verschiebung vom Volk bis zur Regierung ist, muss im Gesetz 
selbst eine inhaltliche Begrenzung auf ein sachliches Gebiet, zum Beispiel Biodiversität 
oder Energie vorhanden sein. Zudem muss der Umfang, also der Betrag, begrenzt sein. 
Es muss im Gesetz stehen, wie hoch diese Kompetenz sein darf. Wenn man die Kom-
petenz weiter weg nimmt vom Volk, müssen also Rahmenbedingungen definiert wer-
den. Dies entspricht der Rechtsprechung des Bundesgerichts. Man müsste es sowieso 
beachten, auch wenn es nicht definiert ist. Jedoch sorgt diese Formulierung für Trans-
parenz und Rechtssicherheit, weil man nicht bei jeder Vorlage klären muss, ob ein Be-
trag ins Gesetz geschrieben werden muss. Wenn es „nur“ eine Delegation an das Par-
lament ist, das direktdemokratisch sehr stark legitimiert ist, muss man die Eingrenzung 
des Betrags nicht vornehmen. Als Beispiel ist hier der Netzbeschluss über das Kantons-
strassennetz zu erwähnen, wo es betreffend Beschluss des Grossen Rates keine be-
tragsmässige Grenze gibt. Es handelt sich um den Netzbeschluss, der so viel kostet, 
wie er am Schluss kostet. Das ist die Differenz zwischen den beiden Staatsgewalten. 
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Die Kommission hat schliesslich entschieden, in der Kantonsverfassung zugunsten der 
Rechtssicherheit explizit in einem neuen Abs. 4 von § 23 KV zu regeln, dass der Grosse 
Rat in einem formellen Gesetz Ausnahmen von den Finanzkompetenzen gemäss § 23 
KV vorsehen können soll (sog. Finanzdelegation). 
 
§ 45 Abs. 3 
 
Es wurde der Antrag gestellt, Einmalige Ausgaben seien auf 150'000 Franken, respek-

tive jährlich wiederkehrende Ausgaben auf 30'000 Franken zu reduzieren. 
 
Die Kommission beschloss mit 12 Stimmen für den Vorschlag der Regierung, der An-
trag zur Reduktion erhielt 1 Stimme und 1 Enthaltung. 
 
 
 
Egnach, 1. Juli 2025 Der Kommissionspräsident 
 
 Stephan Tobler 
  
 
 
 
Beilagen: 
Fassung der vorberatenden Kommission 
Synopse 
 
 


